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Die wirtschaftliche Bedeutung der Ölfernleitungen
Dr. Norbert Lodiner, Luxemburg und Dr. Anneliese Sobek, Bonn

Zu den klassischen Verkehrsträgern Schiene  —  Straße  —  W asserweg ist ein neuer g etreten : 
die Pipeline, D ieser Verkehrsträger hat ein  ausgesprochen überregionales Gepräge, da 
er kontinentale Räum e ohne Umladungen, Umleitungen oder irgendwelche Beeinträch­
tigungen durch nationalstaatliche Grenzen durchqueren kann. Andererseits ist das für 
den Transport gew isser Güterarten, besonders des Erdöls, der wirtschaftlichste Verkehrs­
träger, bei dem  das Problem  der Leerfracht praktisch fortfällt. D ie verkehrspolitische 
H armonisierung des EW G-Raumes wird bei dem  steigenden Verbrauch an Erdöl au f eine  
Einbeziehung dieses neuen Transportm ittels nicht verzichten können. D ie A utoren  haben  
beide d ie  G rundbedingungen dieses Verkehrsträgers studiert und weisen in d ieser A b ­
handlung im Vergleich mit der verkehrsrechtlichen R egelung in anderen W irtschafts­
räumen au f die Problem e hin, die für eine europäische Verkehrskoordinierung durch 
dieses Transportm ittel entstehen.

Das neue Transportmittel Ölfernleitung und seine 
Einordnung in die Verkehrswirtsdiaft ist seit 

Herbst 1958 zum Gegenstand von  Ressortbesprechun­
gen der Bundesministerien geworden, nachdem der 
Verkehrsminister bereits in den Jahren 1956 und 1957 
versucht hatte, solche Besprechungen in Gang zu brin­
gen. Ferner ist der Wissenschaftliche Beirat des Bun- 
desministeriums für Verkehr beauftragt worden, ein 
Gutachten über die Einordnung der Ölfernleitungen 
in das Verkehrswesen auszuarbeiten. Auf internatio­
naler Ebene hat sich die Europäische Konferenz der 
Verkehrsminister mit allen verkehrspolitischen Pro­
blemen des Rohrleitungstransportes befaßt und Ende 
1959 einen umfangreichen Bericht über diesen Fragen­
komplex veröffentlicht. Der Prozeß der öffentlichen 
Meinungsbildung ist also in vollem  Gange. Im folgen­
den sollen die energiewirtschaftlichen, verkehrS'Wirt- 
sdiaftlichen und finanzpolitisdien Aspekte behandelt 
werden, die bei dieser Meinungsbildung über das neue 
Transportmittel beachtet werden müssen.

ERSTELLTE UND GEPLANTE PROJEKTE

In der Bundesrepublik ist seit Dezember 1958 die 
Nord-West-Dlleitung in  Betrieb, die von der 1956 ge­
gründeten Nord-West-Ölleitungs GmbH mit einem 
Aufwand von 235 Mill. DM in_ einer Bauzeit von nur 
zehn Monaten gebaut wurde. Dieser Gesellschaft ge­
hören folgende Erdölfirmen an;

Gescllsdiaft
A n te il an der 

N ord -W est- 
O lle itun gs G mbH  

in  «Io

R affinerie­
standort

ESSO 47,2
BP 26,3
Purfina 8,3
Sdiolven-Chemie .7,7
Union Rheinisdie Braun­

kohlen K raftstoff 6,8
Ruhrdiemie 3,7

K öln
D inslaken
D uisburg
G elsen k ird ien

W esse lin g
O berhausen

Die Ölleitung versorgt von  W ilhelmshaven ausgehend 
die genannten Standorte. W ilhelmshaven wurde offen­
sichtlich deshalb als Ausgangspunkt gewählt, w eil die
1) Beridit des Stellvertreteraussdiusses des Rates der V erk eh rs­
minister (CEMT) vom  29. 9. 1959 ü b er  d ie  Entw idclung des euro» 
päisdien Rohrleitungsnetzes und d ie  für d ie  V erk eh rsp olitik  
daraus entstehenden Problem e.

Fahrwassertiefe (15 m bei Niedrigwasser) die Anlan­
dung von  Supertankern bis zu 100000 tdw möglich 
macht. Die Royal Dutch Shell, d ie  ursprünglich an der 
Nord-W est-Ölleitung beteiligt werden sollte, ist aus­
geschieden, w eil sie Rotterdam als Ausgangspunkt der 
Ölleitung nicht durchsetzen konnte.
Auf Betreiben der Shell wurde 1958 die N V  Rotter- 
dam-Rijn-Pijpleiding gegründet, die gegenwärtig eine 
Ölleitung von Rotterdam zum Ruhrgebiet baut. Sie 
soll Mitte 1960 fertig werden. In das Aktienkapital 
dieser Gesellschaft teilen sich die folgenden Erdöl­
gesellschaften:

G esellschaft

A n te il 
am 

G ese ll- 
sd ia fts- 
kapital 

in  o/o

R affineriestandort

G elsen berg  M ob il O il 
H andels- u. Transport G mbH 40 G elsenk ird ien -H orst

R oy a l D utdi Shell 40 K öln -G od orf
C a ltex 20 W esse lin g
1) V erarbeitu n gsvertrag  m it der U nion  W esse lin g .

Außerdem bestehen folgende Planungen für W est­
europa: Die 1956 in Den Haag gegründete und haupt­
sächlich von  der Shell getragene „Gesellschaft zum 
Studium und zur Planung europäischer Rohrleitungs- 
Projekte", die SAPPEUR N. V., beabsichtigte, eine 
rd. 1000 km lange Rohrleitung von  Lavera (Marseille) 
bis zur Nordsee mit entsprechenden Abzweigungen zu 
den europäischen Verarbeitungszentren, die w ie Paris, 
Straßburg und Karlsruhe erst neu erstellt werden “sol­
len oder wie Antwerpen bereits über eine beachtliche 
Rohölverarbeitungskapazität verfügen, zu bauen. In­
zwischen wurde ein Teil dSeses Netzes von  der fran­
zösischen Regierung genehmigt. Voraussichtlich bis 
zum Jahre 1963 sollen Straßburg und Karlsruhe durch 
eine Rohrleitung von  Lavera versorgt werden. Außer­
dem plant die italienische ENI-Gruppe, eine Pipeline 
von Genua über A igle (Schweiz) in den süddeutschen 
Raum zu führen und in Stuttgart und München eine 
Raffinerie zu erridvten. Ferner wird der Bau einer 
Ölleitung von Genua nach München erwogen. Die 
Wirtschaftlichkeit dieser Projekte wird gegenwärtig 
noch von  einer Studiengesellschaft untersucht.
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Für alle diese Pläne außer der Nord-West-Ölieitiuig 
ist die Bedeutung des Mittleren Osten als Hauptliefer­
gebiet ausschlaggebend. Allerdings spielt auch das 
Sahara-Öl bereits eine gewisse Rolle bei den Planun­
gen; dies gilt wohl vor allem für d ie  Pipeline von 
Lavera.
Die NATO hat für reine Verteidigungszw ecie einige 
Fernleitungen gebaut, die jedoch allein dem Transport 
von Erdölprodukten dienen. Die eine davon führt von 
St.-Nazaire nach Huttenheim/Baden (1 000 km), die 
andere von  Rota an der Südwestküste Spaniens nach 
Saragossa (800 km). Ebenso w ie diese NATO-Leitun- 
gen dient die 250 km lange von Le Havre nach Paris 
führende Leitung der TRAPIL (Société des Transports 
Pétroliers par Pipeline) dem Transport von  Erdöl­
produkten. Allein das nördliche Endstück dieser Lei­
tung transportiert sowohl Rohöl 10 km weit zu den 
Raffinerien in Rouen als auch deren Fertigprodukte 
zum Export nach Le Havre zurück. Nach Paris werden 
nur Fertigerzeugnisse gepumpt.
In Paris schließt sich an die Fernleitung ein 55 km um­
fassendes Anschlußnetz zu insgesamt 28 Großabneh­
mern an. Der Durchmesser dieser Leitung beträgt 25 bis 
30 cm, der Druck 70 atü und der Jahresdurchsatz 1,3 bis 
2 Mill. t. Der Beförderungspreis beträgt etwa 7 DM je  t. 
Eine Leitung für Heizöl soll demnächst direkt neben 
der bestehenden Leitung, die hauptsächlich Benzin und 
Dieselöl befördert, verlegt werden. Für die H eizöl­
leitung liegt die Zustimmung der Regierung bereits 
vor, jedoch ist mit einer Aufnahme der Bauarbeiten 
nicht vor ein bis eineinhalb Jahren zu rechnen, da 
die Vorarbeiten noch nicht abgeschlossen sind.
Im Vergleich zu diesen spärlichen Anfängen in Europa 
mag es interessant sein zu erwähnen, daß in der W elt 
insgesamt über 800 000 km an Pipelines bestehen, 
davon in den USA allein über 300 000 km. In bezug 
auf die Größe des Querschnittes allerdings kann die 
neue Nord-W est-Ölleitung jedem  Vergleich standhal- 
tenj, da sie mit 28 inch Durchmesser neben der Leitung 
von  M aracaibo nach Cardon (1952 in Betrieb genom­
ment 30 inch) und der nordamerikanischen „Big Inch" 
(25 inch^ zu den leistungsfähigsten Leitungen dei W elt 
gezählt werden muß. Auch die Leitungen in den För­
dergebieten des Mittleren Osten sind nicht größer. 
Die sciwjetischen Leitungen haben, soviel bekannt ist, 
nur kleinere Querschnitte.

DIE BEDEUTUNG DER ÖLFERNLEITUNG FÜR DIE 
ENERGIEW IRTSCH AFT

Der Rohöltransport in Fernleitungen ist nur dann 
wirtschaftlich, wenn große M engen im Knotenpunkt­
verkehr gepumpt werden können. Es ergeben sich 
also im konkreten Fall bei der Planung zwei Fragen:
1. Reichen die zu befördernden Mengen aus, um die 

Wirtschaftlichkeit einer Pipeline zu garantieren?
2. Ermöglicht die Standortstruktur der Fördergebiete 

und der verarbeitenden Industrie einen Knoten­
punktverkehr?

Für die Bundesrepublik und W esteuropa ergeben sich 
folgende Antworten auf diese beiden Fragen:

E n t w i c k l u n g  d e s  R o h a 1v e r b r a u c h s  

In W esteuropa wurde bisher ein wesentlich geringerer 
Anteil des Energiebedarfs durch M ineralöl gedeckt als 
im Weltdurchschnitt, w eil die Wirtschaft W esteuropas 
auf dem Kohlenreichtum basiert und die Erdölarmut 
bisher einer Steigerung des Verbrauchs von  M ineralöl­
produkten Zahlungsbilanzschwierigkeiten entgegen­
gesetzt hat. 1955 wurden z. B. in Europa 74 “/o, in den 
USA dagegen nur 2 6 “/o des Energiebedarfs durch 
Kohle gedeckt. Der Anteil des Erdöls an der Deckung 
des Energiebedarfs betrug in Europa 18 “/o, in den 
USA 44 “/o. Der Mineralölverbrauch ist jedoch auch in 
Europa in einem starken Ansteigen begriffen, und 
zwar einerseits als eine Folge des technischen Fort­
schritts und der Zunahme der Industrialisierung, an­
dererseits als Folge der Erhöhung des Lebensstandards, 
hierbei insbesondere des Motorisierungsgrades.
Eine besondere Rolle spielt die zunehmende Substitu­
tion von Kohle durch Heizöl. Dementsprechend weist 
das Heizöl den stärksten Verbrauchsanstieg auf. In 
den Jahren 1950 bis 1955 betrug die durchschnittliche 
Jahreszuwachsrate für M otorenbenzin und Dieselöl in 
der Bundesrepublik 22 bzw. 27 Vo, die Zuwachsrate für 
Heizöl dagegen 50 ®/o. In den übrigen westeuropäi­
schen Ländern ist dieser Unterschied weniger ausge­
prägt, aber auch vorhanden. Die Gründe für die starke 
Zunahme des Heizölverbrauchs liegen einmal in dem' 
Kohlenmangel der vergangenen Jahre, der sogar das 
traditionelle Kohlenexportland Westdeutschland zum 
Import von US-Kohlen zwang, und zum anderen ins­
besondere auch in dem qualitativen Vorteil, den das 
Heizöl gegenüber der Kohle bietet: die Bequemlich­
keit z. B. im Hausbrandverbrauch und die genauere 
Regulierung des Wärmegrades, die z. B. in der kerami­
schen Industrie eine ganz besonders große Rolle 
spielen kann.
Für die Wirtschaftlichkeit der Ölfernleitungen wird es 
darauf ankommen, daß in der Zeit, in der das einge­
setzte Kapital abgeschrieben werden muß, ein steigen­
der Verbrauch an ' Erdölprodukten aufrechterhalten 
wird. Die Energiekommission und das Erdölkomitee 
der OEEC haben Energieprognosen für die Zeit bis 
1975 ausgearbeitet, die erwarten lassen, daß sich eine 
Verdreifachung des Verbrauchs und des Imports von  
M ineralöl in den nächsten fünfzehn bis zwanzig Jahren 
einstellen wird. Bei aller Vorsicht, die derartigen Pro­
gnosen, insbesondere in Anbetracht der Kohlenkrise, 
entgegengebracht werden muß, dürfte als sicher gel­
ten, daß bei normaler wirtschaftlicher Entwicklung ein 
sehr starker Anstieg des Mineralölverbrauchs in 
Westdeutschland zu erwarten ist. Nach den verschie­
denen Schätzungen wird die Bundesrepublik zum 
größten Verbraucher von  Rohöl werden, woraus sich 
auch rechtfertigt, daß sie als erstes westeuropäisches 
Land eine Rohölleitung erhalten hat. Die M arktfor­
schungsabteilungen der westdeutschen M ineralölwirt­
schaft 2) rechnen damit, daß der Verbrauch an Mineral­
ölprodukten in der Bundesrepublik 1965 rd. 32 Mill. t
2) V g l.  K ö  h n  ; .D e r  w estdeu tsche E n erg iebed arf b is 1975 und 
seine D eckung“ , in : „E rdöl und K oh le ", 10. Jg. 1957.
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betragen wird. Das wird eine Einfuhr von  rd. 30 Mill. t 
Rohöl notwendig machen, woraus sich eine Vervier­
fachung der Importe gegenüber 1956 ergibt.

Eine ausreichende mengenmäßige Entwicklung als 
erste Voraussetzung für die Wirtschaftlichkeit des 
Transports in Leitungen ist also gegeben. W ieviel von 
dem künftigen Verkehrsaufkommen in Leitungen trans­
portiert wird und w ieviel von  den traditionellen V er­
kehrsträgern, ist hauptsächlich eine Frage der Stand­
orte der verarbeitenden Industrie. Da für den Fern­
transport hauptsächlich das Importrohöl in Frage 
kommt, spielt in Westdeutschland —  im Gegensatz 
zu den USA —  die Standortlage der Fördergebiete 
keine Rolle. Die Importe können, w ie jetzt für W il­
helmshaven geplant ist, ohne'w eiteres auf einen be ­
stimmten Punkt konzentriert werden.

K o n z e n t r a t i o n  d e r  R a f f i ii e r i e s t a n d o r t e

Die Standortverteilung der verarbeitenden Industrie 
zeigt in großen Umrissen folgende Entwicklung: Vor 
dem letzten Kriege wurden in W esteuropa weitgehend 
nur raffinierte Produkte eingeführt. Seit 1945 hat sich 
jedoch eine Raffinierindustrie entwickelt, die ihren 
Standort in den Hafenstädten nahm. Auch heute noch 
ist dies das Standortbild der Erdölindustrie, während 
die Anzeichen für die künftige Entwicklung klar be­
sagen, daß sich das Schwergewicht der Raffineriestand­
orte nach den Verbrauchszentren verlagern wird. Die 
Transport- und Absatzkosten machen bei M ineralöl­
produkten einen sehr großen Teil des Verbraucher­
preises aus. Die Raffinerien wählen deshalb ihren 
Standort weitgehend auf Grund von  Transportkosten­
überlegungen. Vergleicht man die Kosten des Trans­
ports des Rohöls zur Raffinerie mit den Kosten des 
Abtransports der Fertigprodukte, so ist wichtig fest­
zustellen, daß das Erdöl heute kein Gewichtsverlust­
material mehr ist, also ein Material, das bei seiner 
Umwandlung vom  Rohstoff zum Fertigprodukt erheb­
lich an Gewicht verlieren würde: 90 “/o des Gewichts 
des Rohöleinsatzes werden heute als Fertigprodukte 
abgesetzt. Damit muß es billiger sein, das undifferen­
zierte Rohprodukt in Massentransportgefäßen zu den 
Konsumzentren zu transportieren und den Transport 
der differenzierten Fertigprodukte möglichst zu ver­
kürzen. Besonders die Verlagerung des Verbrauchs 
auf das Heizöl begünstigt den konsumorientierten 
Standort.
Schließlich ist auch noch die Energieversorgung der 
Raffinerien zu beachten. Eine Raffinerie mit einer 
Kapazität von  3 Mill. t pro Jahr benötigt rd. 100 Mill. 
kWh Strom pro Jahr. Auch die Elektrizitätsversorgung 
ist im Ruhrgebiet leichter zu gewährleisten als an den 
Küstenstandorten.

Für die W ahl der Verbrauchszentren als Raffinerie­
standort spricht ferner die Tatsache, daß gewisse 
Nebenprodukte, die der Erdölchemie als Rohstoffe 
dienen, nur dann abgesetzt werden können, wenn sie 
sehr geringe Transportkosten verursachen. Es handelt 
sich dabei hauptsächlich um gasförmige Stoffe.

Die Entwicklung in den USA, w o Fördergebiete und 
Verbrauchszentren in einem Wirtschaftsraum zusam­
menliegen, zeigt dasselbe Bild: Nur etwa 7 "/o der Raf­
fineriekapazität der USA befinden sich in den Förder­
gebieten, die somit keine standortbildende Kraft ent­
faltet haben. Der größte Teil der Kapazitäten liegt in 
den großen Ballungsräumen der Industrie oder an der 
Golfküste, von  w o die Fertigprodukte billig per See­
schiff an die Ostküste befördert werden.
In der Bundesrepublik wird nach den bisher bekann­
ten Ausbauplänen der Mineralölindustrie in den näch­
sten fünf Jahren die Rhein-Ruhr-Basis eine wesentlich 
stärkere Erweiterung erfahren als die Nordbasis, so 
daß sich die Kapazität der westdeutschen Erdölindu­
strie, die sich 1958 zu rd. 43 “/o der Gesamtkapazität 
auf die Nordbasis und zu 49 Vo auf die Ruhrbasis ver­
teilte, ab 1965 zu 63 “/o auf das Rhein-Ruhr-Gebiet und 
nur zu 20 “/o auf die Seehäfen erstrecken wird.
Im Rhein-Ruhr-Gebiet wird die BP in Dinslaken eine 
Großraffinerie erstellen, die Deutsche Purfina im Raum 
Duisburg und die Shell bei Godorf (Köln), während 
die Esso nördlich von Köln eine Großraffinerie erbaut 
hat. Daneben wird der neue Standort für die Erdöl­
industrie verstärkt durdi die Verbundwirtschaft mit 
Betrieben der Erdölchemie: Die Union Rheinische 
Braunkohlen Kraftstoff AG und die Rheinischen 
Olefin-W erke GmbH verarbeiten in W esseling Poly­
äthylen zu dem Kunststoff Lupolen, der einen Roh­
stoff für die verschiedensten Kunststoffertigungen dar­
stellt. In Gelsenkirchen wird ein Großbetrieb der 
Kohle-Erdölchemie erstellt. Aber auch die Südbasis 
wird verstärkt werden; im Zuge der Verlagerung der 
Standorte der Erdölindustrie zu den Konsumenten 
werden die Deutsche Erdöl AG und die Esso in Karls^ 
ruhe eine Raffinerie bauen, während man in Frank­
reich den Plan hat, eine Raffinerie bei Straßburg zu 
erstellen.
Auch im Osten wird mit Hilfe der Erdölleitungen der 
Standort der Raffinerien zu den Konsumzentren ver­
lagert: Eine Fernleitung von Baku nach Frankfurt a. O. 
soll die an der Oder geplanten Großraffinerien mit 
Rohöl versorgen.
Aus diesen Andeutungen geht hervor, daß die Raffi­
neriekapazität eine genügende Konzentrierung erfah­
ren wird, um einen Knotenpunkttransport des Import­
rohöls von  der Küste zu den binnenländischen V er­
arbeitungsstätten zu ermöglichen. Unter energiewirt­
schaftlichen Gesichtspunkten ist also festzustellen, daß 
sow ohl die Massenhaftigkeit als auch die Konzentra­
tion als die notwendigen Voraussetzungen für den Lei­
tungsverkehr gegeben sind bzw. in wenigen Jahren 
gegeben sein werden.

AUSMriRKUNGEN AUF DIE VERKEHRSWIRTSCHAFT

Mit dem Ausbau der Pipelines wird das Erdöl als 
Transportgut für die anderen Verkehrsträger fast 
völlig  ausfallen. Dagegen dürfte die allgemeine Zu­
nahme des Erdölverbrauchs bewirken, daß der A b­
transport der Fertigprodukte von den Raffinerien die
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Verkehrsausfälle aller drei Verkehrsträger mehr als 
ausgleidit. Die künftigen Auswirkungen des Pipeline­
netzes auf das Verkehrswesen können zunächst durch 
eine Ubersidit über die Entwicklung in den USA ab- 
geschätzt werden.

E n t w i c k l u n g  i n  d e n  U S A

In den USA gibt es seit 1859 Ölleitungen, seit 1865 
mit modernen Techniken. Der starke Ausbau der Lei­
tungen zum heutigen Stand (300 000 km) begann in 
den dreißiger Jahren. 1955 war der Anteil des Pipe­
linetransports am Gesamtverkehrsaufkommen in tkm 
mit 15,9 ”/o bereits fast ebenso groß w ie der des Last­
kraftwagens mit 17,7 “/o und der der Binnenschiffahrt 
mit 16,9 ®/o. Die Kosten des Leitungstransports betra­
gen nach amerikanischen Schätzungen weniger als ein 
Fünftel der Kosten des nächstwirtschaftlichen Land­
verkehrsmittels, was man auch aus der Höhe der 
Tarife ablesen kann. Im Durchschnitt betragen die 
Tarife für den Ölleitungstransport 35 Vo der Eisenbahn­
tarife. Ein Transport von  Rohöl in Eisenbahn-Tank­
wagen findet praktisch nicht mehr statt. Dagegen er­
weist sich die Seeschiffahrt als konkurrenzfähig in 
den Fällen, in denen die Leitung den W eg nicht sehr 
wesentlich verkürzt und in denen große Schiffsgefäße 
eingesetzt werden können. In der Relation Golfküste— 
N ew  York war je  nach dem Stand der technischen Ent­
wicklung einmal die Leitung und einmal die Schiff­
fahrt im Vorteil. V or 1920 wurden die Transporte 
überwiegend über Fernleitungen durchgeführt. Danach 
kamen größere Tanker zum Einsatz, die bis 1940 w ie­
der mehr als 90 “/o der Rohöltransporte an sich zogen. 
Im Krieg wurde die sogenannte Big-Inch-Leitung ge­
baut. Sie hatte einen Durchmesser von 24 inch, wäh­
rend bis dahin nur Leitungen von  8 bis 12 inch be ­
standen. Diese Leitung übernahm während der Kriegs­
jahre den gesamten Rohöltransport, nicht nur wegen 
der U-Boot-Gefahren und des Mangels an Tankschiffs­
raum, sondern auch w eil sie kostenmäßig günstiger 
lag. Heute hat wiederum die Tankschiffahrt mehr als 
90 “/o des Verkehrsaufkommens in dieser Relation zu­
rückgewonnen, seit sie große, über 30 000 t tragende 
Tanker einsetzt. Im Jahre 1955 verteilte sich das A uf­
kommen an Rohöltransporten wie folgt auf die vier 
Verkehrsträger:

V erkeh rsträger
in %  des 
G esam t­
verk eh rs­

aufkom m ens

P ipelines
Schiffahrt
Straße
Eisenbahn

77.7
15.8 
5,8 
0,7

Die Erfahrungen des Konkurrenzkampfes zwischen 
Schiffahrt und Pipelines in den USA lassen sidi jedoch 
nicht auf die Konkurrenzsituation in W esteuropa an­
wenden, da die Binnenschiffahrt in den USA gegen­
über den Leitungstransporten durch zu große Umwege 
im Nachteil ist. Die amerikanischen Erfahrungen kann 
man also höchstens für die Konkurrenz zwischen See­
transport bis Marseille und Benutzung der transeuro­

päischen Ölfernleitung von  dort einerseits und ande­
rerseits Seetransport bis W ilhelmshaven und Benut­
zung der Nord-W est-Ölleitung von  dort ins Ruhr­
gebiet auswerten.

K o s t e n s t r u k t u r

Der wichtigste technische Vorteil der Pipeline gegen­
über den anderen Verkehrsträgern ist —  w ie man es 
gewöhnlich ausdrückt —  die Identität von  Fahrbahn 
und Transportgefäß. Es gibt kein Rüctfrachtproblem 
bei der Nord-W est-Ölleitung in W ilhelm shaven eine 
Leitung zunächst völlig  entleert werden müßte, wollte 
man etwa Fertigprodukte zum Hafen pumpen. In be ­
zug auf die wirkliche Geschwindigkeit kann die Pipe­
line zwar mit keinem der übrigen Verkehrsmittel kon­
kurrieren, da sich das ö l  nur im Fußgängertempo 
durch die Leitung bew egt (5— 10 km/h). Jedoch wird 
die wirtschaftlich wesentliche Beförderungsgeschwin­
digkeit dadurch verbessert, daß kontinuierlich Tag 
und Nacht gepumpt werden kann, während die Bin­
nenschiffahrt den Transport nachts einstellen muß, 
w ie sie auch bei Nebel, Eisgang und Niedrigwasser 
stark behindert ist. Bei der Pipeline gibt es kein 
Unfallrisiko, keine Verluste durch Diebstahl. Es wird 
außerordentlich wenig Personal gebraucht, da der Be­
trieb vollständig automatisiert ist. So befindet sich 
bei der Nord-W est-Ölleitung in W ilhelm shaven eine 
Kontrollstation, von  der aus der gesamte Verkehr 
über alle Pumpstationen und sämtliche Zweigleitun­
gen kontrolliert und geregelt werden kann. Man kann 
voni dort aus auf den Meter und auf die Sekunde genau 
die Schieber der Zweigleitungen betätigen, wenn eine 
neue Sorte Erdöl aus einem neuen Tanker an einem 
bestimmten Abzweigpunkt angelangt ist.

Die Kapitalkosten werden dementsprechend auf 50 
bis 60 Vo geschätzt, die Energiekosten auf 20 bis 30 Vo, 
während die Personalkosten 10 "/o und weniger betra­
gen. Unterhaltung, Reparatur, Steuern und Versiche­
rungskosten machen den geringfügigen Rest aus. Der 
Energieaufwand ist auch dann relativ gering, wenn 
größere Höhenunterschiede zu überwinden sind, weil 
der Aufwand für Bergaufpumpen bei Bergabfluß fast 
vollständig wieder gewonnen wird. Der große Nach­
teil der Ölfernleitung ist dagegen die geringe Anpas­
sungsfähigkeit an Schwankungen des Transportvolu­
mens. Unter volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten 
kann aber gesagt werden, daß die Anpassungsfähig­
keit der anderen Transportmittel nur für die Erdöl­
gesellschaften selbst von  Vorteil ist, während im Fall 
einer allgemeinen Krise, in der etwa die Raffinerien 
ihre Produktion sehr stark einschränken würden, auch 
die Binnenschiffahrt durch Schiffsauflegungen, Unter­
beschäftigung usw. Verluste zu tragen hätte, die sich 
dann nur nicht in den Kostenrechnungen der Ö lgesell­
schaften niederschlagen würden. Die Anpassungsfähig­
keit der Leitungen wird übrigens um so größer, je  
größer der Durchmesser der Leitung ist. Bei gege­
benem spezifischem Gewicht, Viskosität des Erdöls, 
Steigungsverhältnissen der Leitung, ist eine Steige­
rung des Durchsatzvolumens mit um so weniger pro­
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gressiv steigendem Energieaufwand verbunden, je  
größer der Durchmesser der Leitung ist. M it anderen 
Worten: Bei großen Leitungen kann diurcfar Steigerung 
des Energieaufwandles d ie  Kapazität beträditlidi erhöht 
werden, ohne daß die Durdisdmittskosten steigen.

K o n k u r r e n z  z u r  B i n n e n s c h i f f a h r t

Die Rentabilität einer Leitung von  28 indi wie der 
Nord-West-Ölleitung beginnt bei 9 bis 10 Mill. t 
Durchsatz pro Jahr, wenn nur eine Pumpstation arbei­
tet. Durch Einsatz von  zwei Pumpstationen kann die 
Leistung der Nord-W est-Ölleitung auf 14 bis 15 Mill. t 
pro Jahr, bei vier Pumpstationen auf 22 Mül. t pro 
Jahr gesteigert werden. Diese Zahlen können als 
Maximum angesehen werden. Die Einrichtungen für 
den Bau von  vier Pumpstationen sind bereits vorge­
sehen. Die entsprechenden Größen für die Rotterdamer 
Leitung betragen 7,5 Mill. t bei einer und 11,3 Mill. t 
bei zwei Pumpstationen. Trotz dieser sehr großen 
Leistungsfähigkeit der Pipelines kann man sagen, daß 
die Binnenschiffahrt, wenn sie auch heute nicht in der 
Lage wäre, ein derartiges Transportvolumen zu be ­
wältigen, bis 1960 bzw. bis zu dem späteren Zeitpunkt, 
zu dem die Förderleistung der Ölleitungen erhöht 
werden soll, durchaus fähig wäre, die notwendige 
Kapazität an Tankschiffraum bereitzustellen. Zwar 
hatten 1956 verschiedene Raffinerien bei Niedrigwas­
ser Versorgungsschwierigkeiten, wodurch eine größere 
Lagerung von  Rohöl bei den Raffinerien und damit 
der Bau vom relativ teueren Tanklagern notwendig 
war. Jedoch kann das nicht als Beweis dafür ange­
sehen werden, daß die Binnenschiffahrt gesteigerten 
Anforderungen in einigen Jahren nicht mehr gewach­
sen wäre. Im Augenblick kann von  einer Überbeschäf­
tigung der Tankschiffahrt nicht mehr gesprochen w er­
den. Im Gegenteil könnte man heute von  einer ge­
wissen Überkapazität sprechen. Wahrscheinlich ist 
die große Zahl von  Tankschiffsneubauten auf die 
Situation von  1956 zurücfezuführen. Diese Investitionen 
werden sich möglicherweise eines Tages als Fehl­
investitionen erweisen, worauf Hamm in einem Artikel 
in der „Frankfurter Allgem einen Zeitung“ (14. 2. 1959) 
aufmerksam macht.
Denn kostenmäßig kann die Tankschiffahrt keines­
wegs mit der Pipeline konkurrieren: Bei einem 
Kostenvergleich zwischen Nord-W est-Ölleitung und 
Binnenschiffahrt kommt man zu dem Ergebnis, daß 
die Kosten des Leitungstransports von  Wilhelmshaven 
nach Köln nur zwischen 45 und 50 “/o der Kosten des 
Transports mit Rheintankern von  Rotterdam betra­
gen. Nach Ansicht amerikanischer Experten wird 
die Rotterdamer Leitung mit noch niedrigeren Kosten 
arbeiten als die Nord-West-Ölleitung.
Auf den Tonnenkilometer berechnet belaufen sich die 
Kosten des Pipelinetransports in der Leitung von 
Wilhelmshaven auf 0,01003— 0,01153 DM je  tkm. Es 
kostet zwischen 4,50 DM und 5 DM, eine Tonne Erdöl
S) Eine ausführlicäie D arstellung d e r  K ostenstruktur findet s id i b e i 
Dr. A . S o b e k :  »D ie  w irtsd ia ftlid ie  B edeutung v o n  R oh ö l­
fernleitungen in der B u ndesrepublik ", V orträ g e  und B eiträge aus 
dem Institut für V erkeh rsw issen sd ia ft an  d er  U niversität M ünster, 
hrsg. v on  A n dreas Predöh l, H eft 19, G öttin gen  1959.

von W ilhelmshaven nach W esseling zu pumpen. Die 
Fracht von  Rotterdam nach W esseling beträgt jedoch 
9,85 DM. Bei beiden Zahlen sind die Umschlagskosten 
cim Hafenplatz mit einberechnet.
Zu dem unerreichbaren Kostenvorteil der Ölleitung 
kommt aber noch die Tatsache, daß die Binnenschiff­
fahrt bei Niedrigwasser, Eisgang, Nebel und m ög­
licherweise w egen der immer stärkeren Verstopfung 
des Niederrheins einen kontinuierlichen Transport, 
wie ihn die Pipeline bietet, nicht gewährleisten kann. 
Die Binnenschiffahrt dürfte also im W ettbewerbs­
kampf gegen  die Ölleitungen kaum eine Chance 
haben. Jedoch bedeutet das nicht, daß diie Binnenschiff­
fahrt einen Rückgang ihres Verkehrsvolumens wird 
erleiden müssen. Die allgemeine Steigerung des Erdöl­
verbrauchs mag dazu führen, daß die Binnenschiffahrt 
durch Einsatz beim Abtransport von  Fertigprodukten 
von  den Raffinerien und den Transport zu denjenigen 
Raffinerien, die an die Ölleitungen nicht angeschlossen 
sind, ihr gegenwärtiges Befördlerungsvolumen behal­
ten oder wieder erreichen wird, wenn die Verbrauchs­
steigerung ein bestimmtes Niveau erreicht hat. V on  
einem zwischenzeitlichen Frachtausfall würde nach 
Lage der Dinge insbesondere die niederländische 
Schiffahrt betroffen sein, wenn die Leitung von Rot­
terdam in Betrieb gesetzt wird.

W e t t b e w e r b  m i t  d e r  E i s e n b a h n  

In einem Artikel des Internationalen Archivs für V er­
kehrswesen stellt Dr. Gadegast )̂ fest, daß eine neue 
Raffinerie von  3 Mill. t Jahreskapazität zum Antrans­
port des Rohöls täglich 660 Kesselwagen von  15 t be­
nötige. Nimmt man an, daß gleichzeitig 660 Wagen" 
leer zurücklaufen und setzt gleiche Zahlen für den 
Abtransport der Fertigprodukte an, so werden 2 640 
Kesselwagen täglich bei der Raffinerie abgefertigt 
werden müssen. Das erfordert einen leistungsfähigen 
Bahnhof und umfangreiche Abfüllanlagen. Die Kon­
tinuität der Versorgung wäre schwer zu gewährleisten. 
Die Bundesbahn hat Dr. Gadegast daraufhin ange­
griffen, indem sie im „Archiv für Verkehrswesen", 
Heft 19/1958 eine Erklärung veröffentlichen ließ, in 
der sie feststellte, daß die von Dr. Gadegast zugrunde 
gelegten 15-t-Wagen technisch überholt seien. S e it . 
längerer Zeit seien großräumige Kesselwagen in Ent­
wicklung begriffen, die eine Tragfähigkeit bis zu 90 t 
bekommen sollten. Auf den Netzen anderer Eisen­
bahnverwaltungen sollen sich derartige W agen be­
reits bewährt haben. Es würden dann nicht 1 300 Kes­
selwagen sondern nur 110 für den Antransport des 
Rohöls benötigt. Jedoch weist Dr. Gadegast in seiner 
Antwort mit Recht darauf hin, daß die erheblichen 
Investitionen für diese noch nicht über das Stadium 
der Planung hinaus gediehenen W agen erst-noch ge­
macht werden müßten. Im übrigen wird die Bundes­
bahn, da sie keine eigenen Kesselwagen besitzt, in 
ihrem Anlageverm ögen keinen Verlust erleiden, wenn 
weniger Erdöl über die Schienen transportiert werden
<) D r. In g . Joad iim  G a d e g a s t ;  .D ie  -w irtsd iattlidien A u sw ir­
k un gen  der P ipelin es*, ia : .A rch iv  für V erk eh rsw esen ", H eft 4/1958. 
D ieser A rtik e l geht au f einen  V ortra g  v o r  dem  W irtsd ia ftsbeirat 
der U nion  am 29. 11. 1957 zurück.
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sollte, und es ist auch nicht anzunehmen, daß die 
ölgesellsdiaften, denen die jetzt eingesetzten Kessel­
wagen gehören, diese aus dem Einsatz ziehen werden, 
bevor sie völlig  abgeschrieben sind. Außerdem wird 
die Bundesbahn aller Voraussicht nach ihr gegenwär­
tiges Verkehrsvolumen behalten, wenn nicht sogar 
steigern können. Denn im Verkehr von den deutschen 
Fördergebieteni zu den Raffinerien wird die Bundes­
bahn gegenüber den Pipelines konkurrenzfähig bleiben. 
Auf der Tarifseite ergibt sich, daß nach den gegen­
wärtig geltenden Tarifen, nämlich AT 14 B 1, die Bun­
desbahn für Erdöl bei Aufgabe geschlossener Zug­
gruppen für eine Strecke von  400 km (Wilhelms­
haven— Köln) 34,50 DM pro t erheben würde. In die­
ser Zahl sind noch nicht die Umschlagskosten im 
Hafen und die höheren Entladekosten bei der Raffi­
nerie berücksichtigt. Die entsprechenden Zahlen für 
die Binnenschiffahrt und die Ölfernleitung wurden 
oben bereits genannt. Sicherlich könnte die Bundes­
bahn diesen Tarif senken, möglicherweise mehr als 
halbieren, wie sie es im Kampf gegen innerdeutsche 
Ölleitungen schon getan hat. Die Abteilung II des 
AT 14 B 1 ist zum größten Teil Ausdruck dieses 
Kampfes. Der Tarif für die 375 km lange Relation 
Landau/Pfalz nach Gelsenkirchen beträgt 18,30 DM 
pro t. Aber schon hier ist es fraglich, ob die Bundes­
bahn noch verdienen kann. Mit den Tarifen der A b ­
teilung II des A T  14 B 1 behauptete sie sich zum Teil 
erfolgreich im W ettbewerb allerdings gegen wesent­
lich kosteniungünstigeTe kleinere Leitungen, die dem 
relativ geringen Förderaufkommen der deutschen 
Fördergebiete angepaßt gewesen wären.
Die Bundesbahn transportierte bisher hauptsächlich in­
ländisches Rohöl. Von einem Verkehrsausfall der Bun­
desbahn beim Rohöltransport zu sprechen, ist also

ungerechtfertigt. Nach Zahlen des Statistischen Bun­
desamtes, die Prof. Lambert®) mitteilt, wurden 1956 
nur 7,2 Mill. t Rohöl von  den Binnenverkehrsträgern 
transportiert, davon 3,2 Mill. t von  der Binnenschiff­
fahrt, 3,9 Mill. t fast ausschließlich inländisches Rohöl 
von der Bundesbahn.

Bei der Verteilung der Fertigprodukte hatten die Bin­
nenverkehrsträger, der gegenwärtigen Standortstruk­
tur der Raffinierindustrie entsprechend, ein  höheres 
Transportvolumen zu bewältigen, nämlich 17,2 Mill. t, 
w ovon  die Bundesbahn 7,9, die Binnenschiffahrt 6,7 
und der Kraftwagen 2,6 Mill. t bewältigten. Die Rohöl­
transporte erbrachten etwa 1,7 “/o der tkm-Leistung 
der Bundesbahn, d ie Fertigwarentransporte ca. 3i,3"/o. 
Nimmt man an, daß bei der Verkürzung der Absatz­
w ege der Fertigprodukte durch die Verlagerung der 
Raffineriestandorte in die Verbrauchszentren der 
Straßenverkehr einen größeren Anteil übernehmen 
und der Bundesbahn nur ein Anteil von  40 Vo am A b ­
transport verbleiben würde, so wird sich ihr Trans­
portvolumen dennoch in den nächsten drei bis fünf 
Jahren verdoppeln.

RECH TUCH E UND VERKEHRSPOLITISCHE EIN ORDN UNG 

U S A

In den USA gaben die Pipelines Anlaß zu heftigen 
wirtschaftspolitischen Auseinandersetzungen, die noch 
nicht ausgestanden sind. Es kam zu einer „Pipeline- 
Kontroverse" wegen der angeblichen Förderung der 
Vormachtstellung der großen Ölkonzerne, die in dem 
Umstand erblickt wurde, daß etwa 90 "/o der Pipelines 
der Kontrolle der 20 großen Erdölgesellschaften unter­
liegen. Gegen die Vormachtstellung der großen Öl­
gesellschaften wird geltend gemacht, daß die kleinen 
' )  .Z e itsd ir ift  für V e r k e h rs w is se n s A a ff ,  N r. 3/1958.

Sondertarife der Bundesbahn nach Abteilung II des AT 14 B 1
(ln  D pf Je 100 kg)

F ördergeb iet

R a f f i n e r i e s t a n d o r t

G ladbedc
W e st

G elsen -
k ird ien
H orst-
N ord

W esse lin g Salzbergen H olthau sen
(Ems)

M isbu rg-
H afen

H em m ing­
stedt 

b e i  H eid e / 
H o ls te in ')

WeseT>Ems-Land
H olthau sen (Ems) 98
G eeste 99
Esdie 110
Em lidiheim 115
Bartm annsholte 107 131
C loppen bu rg 108 135
V ed ita -F alkenrott 108 138
Barnstorf (Han.) 123 124 158 77 86
D rebber 74 86
B arenburg 148 179 101
Liebenau (Han.) 161 194 82
Raum H an n over
H agen (Han.) 155 186 40
G ilten 160 187 40
O ldau (Kr. C elle) 168 168 196 158
N ienh agen (Kr. C elle) 168 168 194 182 156
Stederdorf (Kr. Peine) 37
H an n over-W ü lfe l 32
B eed en boste l 
W ahrenholz  
Sonstige 
Landau (Pfalz) 
H am burg-B ergedorf

183
175

156
147

Nach neuesten  P ressem eldungen w ill d ie  Deutsche Erdöl A G  bis 1960 eine 42 km  lange 10-Zoll-Leitung v o n  B run sbüttelkoog nadi 
H em m ingstedt in  B etrieb  nehm en, d ie  jährlich  1,2 M ill. t Im portöl zu der stark vergröß erten  R a ffin erie  le iten  so ll.
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Unternehmen von  der Benutzung der Leitungen aus- 
gesdiloissen werden, und daß die Leitungen damit der 
monopolistischen Marktbeherrschung dienen.
Am Anfang wurden Transporte für Außenstehende 
verweigert, später wurden sehr hohe Tarife für diese 
Transporte festgesetzt, w obei die Eisenbahnfrachten 
die Obergrenze bildeten. Die Beförderungsbedingun­
gen waren ebenfalls meist prohibitiv; Es wurden Min­
destmengen festgelegt, die die kleinen Unternehmen 
nur selten durch Poolbildung aufbringen konnten. 
Diese Mindestmengen betrugen im Jahre 1933 100 000 
barreis, 1938— 1940 50 000 barreis. Erst im Jahre 1948 
ging man allgemein auf 10 000 barrels herunter. Wenn 
Käufermarkt herrschte, konnten nur solche Förder­
gesellschaften verkaufen, die einen eigenen Pipeline­
anschluß hatten. In den Jahren 1928 bis 1938 wurden 
nur 10 "/o der Transportleistung für unabhängige, nicht 

 ̂ an Pipelines beteiligte Gesellschaften durchgeführt. 
Die W ettbewerbslage der nicht integrierten Erdöl­
gesellschaften wurde insbesondere durch die m ono­
polistische Tarifpolitik der großen Pipelinegesellschaf­
ten beeinträchtigt, sie wurden auf die ungünstigen 
Standorte in den Erdölfördergebieten abgedrängt.
Die Pipelines wercien allgemein als notwendiges In­
strument zur Erhaltung der Marktmacht der großen 
Erdölgesellschaften angesehen. Tatsächlich können die 
Beherrscher der Pipelines sowohl die Fördergesell­
schaften als auch die Raffinerien, die nicht integriert 
sind, monopolistisch ausbeuten. Dieses Argument galt 
besonders, als im Anfangsstadium alle Pipelines der 
noch nicht aufgelösten Standard Oil Company gehörten. 
Schon im Jahre 1906 griff in den USA der Gesetz­
geber ein. Durch das „O il Amendment“ zum Hepburn- 
Act wurden alle Fernleitungen, die dem Rohöltrans­
port im zwischenstaatlichen Verkehr dienten, zu 
„Common Carriers“ (öffentlichen Verkehrsträgern) 
erklärt und der Kontrolle der Interstate Commerce 
Commission unterstellt. A ls Verkehrsträger müssen 
seitdem auch die Pipelines Transportaufgaben für 
jedermann übernehmen. Sie unterliegen einer größe­
ren Haftung und haben allgemein die gleichen ge­
setzlichen Verpflichtungen wie die Eisenbahnen: Ta­
rife und Transportbedingungen müssen veröffentlicht 
werden und sind genehmigungspflichtig.
Die Pipeline-Gesellschaften weigerten sich zwar schon 
seit 1906, den Verkehrsträgerstatus anzuerkennen, vor 
allem, w eil sie das Erdöl, ehe sie es von  den Förder­
gesellschaften zum Transport übernahmen, ankauften. 
Der Oberste Gerichtshof entschied jedoch gegen sie. 
Im Jahre 1911 wurde die Standard Oil Cie. aufgelöst. 
Die Pipelinefrage war mit ein wichtiger Anstoß hierzu, 
jedoch richtete sich diie Kritik auch gegen die Nach­
folgegesellschaften und gegen die übrigen Gesellschaf­
ten, die mittlerweile Pipelines gebaut hatten.
Vom Jahre 1931 an wurden in fast jeder Sitzungs­
periode des US-Kongresses bisher erfolglos Anträge 
eingebracht, die ein Verbot für Erdölgesellschaften, 
Pipelines zu besitzen, beabsichtigten. Im Jahre 1933 
erklärte allerdings der sogenannte „Splawn-Report",

daß die Pipelines —  was ja  auch den Tatsachen ent­
spricht —  als Beförderungsmittel der Betriebe anzu­
sehen seien, die sie gebaut haben. Sie seien deipnach 
systematisch als W erkfernverkehr zu betrachten.
Man ist einen anderen W eg  gegangen; Die Interstate 
Commerce Commission hat dafür gesorgt, daß für 
die nicht integrierten Gesellschaften annehmbare Be­
dingungen geschaffen wurden. Infolgedessen beträgt 
seit 1948 die Mindestmenge der Beförderungsleistun­
gen lO 000 barrels. Seit 1941 wurden die Tarife erheb­
lich herabgesetzt, wenn auch erst im Zuge eines Pro­
zesses vor dem Obersten Gerichtshof. Seither dürfen 
Pipeline-Gesellschaften nicht mehr als 7 Vo Dividende 
ausschütten. Eine Entflechtung wird zwar weiter de­
battiert, mit ihrem Zustandekommen ist jedoch kaum 
zu rechnen.
Die entscheidende Frage bei dem Entflechtungsproblem 
ist die, wer im Falle einer Produktionsverlagerung 
der Mineralölindustrie die neuen Leitungen bauen 
soll. Da die Standorte der Raffinerien weitgehend von 
dem Vorhandensein einer Leitung abhängen, kann 
man den Ölgesellschaften nicht zumuten, sich jew eils 
eine unabhängige Gesellschaft zu suchen, die bereit 
ist, für ein im Entstehen begriffenes Raffinerieprojekt 
eine entsprechende Pipeline zu bauen. Dasselbe Argu­
ment spricht übrigens auch gegen eine Verstaatlichung 
des Verkehrsträgers Pipeline. (Selbstverständlich stellt 
sich die Frage für Fertigproduktleitungen in anderer 
W eise als für Rohölleitungen.)
Es gibt nur e i n e  unabhängige Pipeline in den USA. 
Da ihr jedoch feste Abnehmer für Erdöl fehlten, be­
fördert sie gegenwärtig Gasi. Die vom  Staat im Krieg 
gebauten Leitungen „Big Inch" und „Little Big Inch" 
wurden sofort nach Kriegsende an die Privatwirtschaft 
verkauft. Seit Anfang 1956 betrieb eine Eisenbahn­
gesellschaft, die Southern Pacific Railroad, eine 
1 358 km lange Leitung für Endprodukte von den 
Esso-Raffinerien in Texas und Los Angeles nach Ari­
zona. Die Leitung ist neben dem Bahnkörper verlegt.
Die geschilderten rechtlichen Regelungen in den USA, 
so kann man zusammenfassen, schließen einen M iß­
brauch aus und können als befriedigend gelten.

K a n a d a
In Kanada wurden durch. Gesetz vom  30. 4. 1949 alle 
Pipelines konzessionspflichtig und der Aufsicht des 
Board of Transport-Commissioners for Canada unter­
stellt. Sie wurden zu öffentlichen Verkehrsträgern 
erklärt. Mit der Konzessionierung ist die Verleihung 
des Enteignungsrechts verbunden.

F r a n k r e i c h
Auf Grund des Monnetplans wurde die TRAPIL 
(Société des Transports Pétroliersi par Pipeline) durch 
Gesetz vom  2. 8. 1949 ins Leben gerufen. Die TRAPIL 
ist dementsprechend eine gemischtwirtschaftliche Un­
ternehmung, deren Kapital in Höhe von 2 Mrd. ffrs 
sich zu 51 Vo in den Händen des Staates, des Bureau 
des Recherches Pétrolières (BRP), der Compagnie 
Française des Pétroles (CFP) und der Compagnie
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Française de Raffinage (CFR) befindet. Das BRP ist 
eine staatliche Einrichtung, während CFP und CFR 
ihrerseits gemischtwirtschaftliche Unternehmen sind. 
Bei der CFP hat der Staat 75 “/o der Anteile in/ der 
Hand, die Anteile der CFR befinden sidi zu 90 “/o im 
Besitz der CFP. Die übrigen 49 Vo der Anteile der 
TRAPIL befinden sich zu gleichen Teilen im Besitz 
folgender Gesellschaften;

1. Pétroles de l'Atlantique (ANTAR)
2. British Petrol (BP)
3. Caltex
4. Esso Standard
5. Socony-Vacuum
6. Purfina

Im Verwaltungsrat der TRAPIL sind vier Ministerien 
vertreten. Außerdem wachen zwei Regierungskommis­
sare der Ministerien für Industrie und Handel sowie 
für öffentliche Arbeiten und Verkehr über die Über­
einstimmung der Geschäftsführung der TRAPIL mit 
der Energiepolitik der Regierung. Diese beiden Re­
gierungskommissare haben ein Vetorecht gegen Be­
schlüsse des Verwaltungsrates.
Ein Dekret vom  8. 7. 1949 verlieh der TRAPIL das 
Enteignungsrecht nach denselben Grundsätzen w ie für 
militärische Anlagen. Gegen entsprechende Entschädi­
gung hat die Gesellschaft Grundstücke mit einer 
Grundstücksdienstbarkeit sowie Wegedienstbarkeit 
belastet. Es besteht ein Bauverbot auf einem 5 m brei­
ten Streifen und ein vorübergehendes Nutzungsrecht 
beim Bau für eine Breite von  15 m.
Die Aktionäre der TRAPIL haben das Recht, sich der 
Pipeline zum Transport ihrer Produkte zu bedienen. 
Die Preise für den Transport richten sich nach der 
Literzahl des entnommenen Produktes. Sie sind gerin­
ger als die Frachten der Seine-Schiffahrt. Zur Zeit be­
stehen Pläne, den Tarif der Fernleitung nach den 
Kosten der Seine-Schiffahrt auszurichten, jedoch weh­
ren sidi die betroffenen Mineralölgesellschaften gegen 
eine solche Regelung, da sie keine Preiserhöhung 
wünschen. In steuerlicher Hinsicht w ird die Leitung 
ebenso wie die Raffinerien in Rouen als exterritorial 
behandelt. Erst beim Austritt des Erdöls aus der Lei­
tung besteuert der Staat die W are (73 ffrs/L) und den 
Gewinn bei den Mineralölgesellschaften. Die TRAPIL 
selbst zahlt nur ihre Körperschaftsteuer, keine Be­
förderungssteuer. Eine Verwertung des französischen 
Vorbildes für die verkehrspolitische Einordnung der 
Ölleitungen in Deutschland ist nur in sehr beschränk­
tem Maße möglich, da, „weiße" Leitungen (Produkten- 
leitungen) eine völlig  andere wirtschaftliche Bedeu­
tung haben als „schwarze" {Rohölleitungen). Es wurde 
schon betont, daß z. B. eine Monopolisierungsgefahr 
für den Kunden nur bei weißen Leitungen besteht.

B u n d e s r e p u b l i k  

Im Vordergrund der Diskussion um die verkehrspoli­
tische Einordnung der Ölleitungen standen bisher die 
Fragen, ob man die Ölleitung überhaupt als ein V er­
kehrsmittel ansprechen könne und wenn ja, ob es 
sich dabei um W erkverkehr oder um einen öffent­
lichen Verkehrsträger handelt. Die Regelung in den

USA zeigt, daß die theoretische Beantwortung dieser 
Fragen unerheblich ist: W enn es sich aus Zweckmäßig­
keitsgründen oder aus politischen Gründen als rich­
tig erweist, die Leitungen als öffentliche Verkehrs­
träger zu behandeln, so kann man sie einfach durch 
Gesetz dazu erklären. Die Gegner der Pipelines (Bun­
desbahn, Binnenschiffahrt und Wirtschaftsbeirat der 
Union) möchten sie einerseits unter Steuergesichts­
punkten als W erkverkehr gern mit 5 Dpf pro tkm be­
lastet sehen, andererseits als öffentlichen Verkehrs­
träger einer restriktiv gehandhabten Konzessions­
pflicht unterwerfen.

Dazu ist zu sagen, daß sowohl eine Besteuerung als 
auch eine Konzessionierung unabhängig von  der 
Frage der Beurteilung als W erkverkehr oder öffent­
licher Verkehr durchgeführt werden können, wenn 
man sich dazu entschließt. Zu entscheiden braucht man 
ausschließlich die Frage, ob, w ie  in den USA, die 
Pipelines dazu gezwungen werden sollen, auch für 
nicht an der Leitungsgesellschaft Beteiligte zu trans­
portieren.
Dieser möglichen Frage, die sich der Gesetzgeber stel­
len könnte, hat die Nord-West-Ölleitungsgesellschaft 
vorgegriffen, indem sie in ihrem Gesellschaftsvertrag 
die Regelung getroffen hat, daß neu hinzukommende 
Interessenten nach Einzahlung eines Kapitalanteils 
auf paritätischer Grundlage der Nord-W est-Ölleitung 
als Gesellschafter beitreten können. Oder es kann ein 
Transportvertrag geschlossen werden, w obei die Tarife 
so gestaltet werden sollen, daß die Einnahmen dem 
sonst eintzuzahlenden Kapitalanteil entsprechen. Bei der 
Nord-W est-Ölleitung besteht übrigens gleiches Stimm­
recht ohne Rücksicht auf den Kapitalanteil. Vorläufig 
kann jedoch von  einem Transport für Dritte keine 
Rede sein, da mit Ausnahme dreier unbedeutender 
Raffinerien (Kraftstoff Handelsgesellsdiaft, Essen; 
Ruhrbau Mineralölraffinerie, Mühlheimj Ruhröl GmbH, 
Bottrop) alle Raffinerien der Rhein-Ruhr-Basls ent­
weder der Nord-W est-Ölleitung oder der Rotterdam- 
Rhein-Leitung angeschlossen sind.

Eine Beförderungspflicht muß von  den Ölleitungs­
gesellschaften dann als untragbare Zumutung emp­
funden werden, wenn die Kapazität der Leitung aus­
gelastet ist und sich die Außenseiter, für die beför­
dert werden soll, nicht am Investitionsrisiko beteiligen 
wollen. Sie ist in den USA hauptsächlich deshalb ein­
geführt worden, w eil die Standard Oil ein beidersei­
tiges M onopol besaß; sie konnte d ie  Fördergesellschaf- 
ten ebenso wie die Verarbeitungsgesellschaften be­
nachteiligen.
Dieses Problem, das den Hauptinhalt der amerikani­
schen Pipeline-Kontroverse darstellte, entfällt im 
Falle der Bundesrepublik, da hier allein der Transport 
von Importöl aus den Häfen zur Debatte steht, das 
jederzeit über einen anderen Hafen und durdi die 
Konkurrenzleitung umgeleitet werden kann.
Die Frage der Konzessionierung stellt sich bei den 
Pipelines folgendermaßen: Die Mitwirkung des Ge­
setzgebers ist beim Bau einer Leitung in jedem  Fall
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erforderlich, da die Leitungsgesellschaft eine Verlei­
hung des Enteignungsredites braucht, das nach Art. 14, 
3 des Grundgesetzes nur durch Gesetz verliehen w er­
den kann. Ob man diesem Vorgang als Konzessionie­
rung eine andere Verwaltungsform geben will oder 
nicht, ist ohne Bedeutung. Die viel besprochene Frage 
der Bedürfnisprüfung muß ebenfalls im Rahmen der 
Verleihung des Enteignungsrechtes behandelt werden. 
Dabei ist zu beachten, daß im Unterschied zu der Be­
dürfnisprüfung bei anderen Verkehrsarten hier gleich­
zeitig über den Raffineriestandort entschieden wird, 
eine Entscheidung, die nicht unter verkehrspolitischen 
Gesichtspunkten getroffen werden kann. W ill man 
aus verkehrspolitischen Gründen das zu erwartende 
Verkehrsaufkommen dennoch den klassischen V er­
kehrsträgern zuweisen, so muß man bei der Konzes­
sionierung ansetzen: Man muß dann den Bau von 
Leitungen verhindern, nicht nachträglich durch pro- 
hibitive Steuern zu einer unrentablen Investition 
machen. ®)

Die Nord-West-Ölleitungs GmbH benötigte zum Bau 
und Betrieb der Leitung für einen 10 m breiten 
Schutzstreifen die Grundbucheintragung einer erstran­
gigen persönlichen Dienstbarkeit, die durch freiwillige 
Vereinbarungen mit den Besitzern der jew eiligen 
Grundstücksparzellen nicht zu erlangen gewesen 
wäre. Die Frage der Konzessionierung ist damit von 
untergeordneter Bedeutung: Die Interessen sowohl 
der Verkehrskonkurrenten als auch der Grundbesitzer 
können bei der Verleihung des Enteignungsrechtes 
berücksichtigt werden.

Die Frage nach der Zweckmäßigkeit einer Verstaat­
lichung der Leitungen oder eines Verbots für Ölgesell­
schaften, Fernleitungen zu besitzen, ist in den USA 
bereits negativ beantwortet worden: Die technischen 
Voraussetzungen für den rentablen Betrieb einer Ö l­
leitung, nämlich kontinuierlicher Fluß nahe der Kapa­
zitätsgrenze, machen eine Verbundwirtschaft von  Lei­
tung und Raffinerie notwendig. Der Bau von  Leitun­
gen, die unabhängig von  den Ölgesellschaften wären, 
ist undenkbar. Der Wirtschaftsbeirat der Union irrt, 
wenn er in seiner Stellungnahme vom  15. 1. 1959 die 
TRAPIL als Vorbild für eine halbstaatliche Ölleitung 
hinstellen zu können glaubt; es handelt sich hier um 
eine Fertigproduktenleitung, die hauptsächlich zur 
Verbilligung des Benzins in der Hauptstadt Paris ge­
baut wurde. Bei einer Fertigproduktenleitung ist die 
monopolistische Ausnutzung der Abnehmer zu be­
fürchten, was bei Rohölleitungen nicht zutrifft. Außer­
dem ist auch eine der drei an der TRAPIL beteiligten 
Raffinerien ein staatliches Unternehmen. Der wich­
tigste Grund, der gegen Verstaatlichung oder Verbot 
für ölgesellschaften, Leitungen zu besitzen, spricht, ist 
jedoch der, daß die Standortwahl neuer Raffinerien 
so eng mit der Transportfrage zusammenhängt, daß 
man nur gleichzeitig über die Investitionen in Raffine­
rie und Leitung entscheiden kann.
•) V g l. Dr. W aldem ar R i n g  1 e  b  im  »Industriekurier“ vom  
6.11.1958.

W ir sehen also als die vernünftigste Regelung für 
die Ölleitungen an:
1. Konzessionierung und Bedürfnisprüfung nur im 

Rahmen der Verleihung des Enteignungsrechtes an 
die Ölgesellschaften;

2. Keine Beförderungspflicht für Dritte, da, solange 
die Leitungen nicht ausgelastet sind, ohnehin ein 
Interesse besteht, durch zusätzliche Transporte die 
Betriebskosten zu senken; bei Vollauslastung der 
Leitung müßte sich eine Beförderungspflicht ohne­
hin erübrigen;

Es wäre zu überlegen, welche weiteren Maßnahmen 
zur Einordnung der Ölfernleitungen in die Verkehrs­
wirtschaft zu ergreifen wären, welche Maßnahmen zur 
Angleichung der W ettbewerbsbedingungen der Ö llei­
tungen an die der übrigen Verkehrsmittel notwendig 
sind. Bei der Diskussion über diese Frage muß man 
zwei Dinge beachten:
1. Ein W ettbewerb im eigentlichen Sinne besteht nicht, 

da der Leitungstransport gegenüber den traditio­
nellen Verkehrsmitteln einen unausgleichbaren 
technisch bedingten Kostenvorteil hat;

2., Angleichung der Wettbewerbsbedingungen heißt 
nicht Aufhebung der natürlichen Kostenvorteile, 
sondern nur Ausgleich der durch die Rechtsordnung 
gesdiaffenen künstlichen Kostenunterschiede.

Das Problem der Angleichung der W ettbewerbsbedin­
gungen läuft auf die Frage der Beförderungssteuer 
hinaus und soll untey diesem Gesichtspunkt behandelt 
werden,.

FIN AN ZPO LITISCH E M ASSN A H M E N

Die Frage der Besteuerung der Ölfernleitungen kann 
unter zwei Gesichtspunkten betrachtet werden: Einmal 
kann eine Besteuerung aus verkehrspolitischen Grün­
den erfolgen, zum anderen kann sie aber auch der 
Beschaffung zusätzlicher Staatseinnahmen dienen. Be­
trachtet man zunächst die verkehrspolitische Seite der 
Angelegenheit, so ist festzustellen, daß zwar die Bun­
desbahn und der Straßenverkehr, nicht jedoch der 
einzige ernsthafte Konkurrent der Leitungen, die Bin­
nenschiffahrt, eine Beförderungssteuer zahlen. Eine Be­
förderungssteuer in Höhe von  7 “/o der pinnahmen 
würde weder für die Binnenschiffahrt noch für die 
Bundesbahn eine einzige Tonne Erdöltransport brin­
gen. Da die Binnenschiffahrt keine Beförderungssteuer 
zahlt, wäre es ungerechtfertigt, dem Leitungstransport 
diese Steuer aufzuerlegen, zumal dieselben Gründe, 
die für eine Befreiung der Binnenschiffahrt gelten, 
auch für die Ölleitungen zutreffen. Umgekehrt wäre 
zu überlegen, ob nicht der Transport von  Rohöl durch 
die Bundesbahn von  der Beförderungssteuer freige­
stellt werden sollte.

Die Beförderungssteuer wurde 1917 als reine Fiskal­
steuer eingeführt. Mit Hilfe dieser Steuer kam die 
Staatskasse an die Überschüsse der Eisenbahnen 
schneller heran als über deren Haushaltsabschjuß. Da 
gleichzeitig eine besondere Kohlensteuer eingeführt 
wurde, mußte zur Vermeidung einer Doppelbesteue­
rung der Kohle eine Befreiungsvorschrift im § 3 Abs. 1 
Nr. 8 des BefStG von  1917 eingefügt werden. Als die
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Kohlensteuer nadi dem ersten W eltkrieg beseitigt 
wurde, blieb die Steuerbefreiung von  Steinkohlen, 
Braunkohlen, Koks und Preßkohlen aller Art bestehen 
(heute: § 3 Abs. 1 Nr. 4 des BefStG in der Fassung 
vom  13. 6. 1955). Der Grund dafür, daß man die Kohle 
den übrigen Gütern nidit gleidistellte, mag u. a. ge­
wesen sein, daß die Eisenbahn durdi die fortsdirei- 
tende Substitution von  Dampfkraft durdi Elektrizität 
gewisse Ausfälle in ihrem Transportvolumen hatte. 
V on  den Förderstätten der Kohle wurde die Energie 
durdi Hodispannungsleitungen zum Verbraudier trans­
portiert. Den Leitungstransport hat man aber damals 
nidit besteuert, um den tedinisdien Fortsdiritt nidit 
zu hemmen. Warum sollte man heute nidit denselben 
W eg gehen? Warum sollte man nidit audi den neuen 
Energieträger Erdöl von  der Befördeningssteuer be ­
freien? Aus verkehrswirtsdiaftlidien Gründen stünde 
einer soldien Regelung nidits im W ege, jed od i wird 
man wahrsdieinlidi aus energiewirtsdiaftlidien Grün­
den Sdiwierigkeiten bekommen, wenn man angesidits 
der Kohlenhalden d ie  Beförderungssteuer für Rohöl 
absdiaffen wollte. Dies könnte also erst dann ge- 
sdiehen, wenn Kohle w ieder knapp geworden ist und 
wieder von  einer Energielüdce gesprodien wird.
Im übrigen haben die Leitungsgesellsdiaften nidit 
weniger als die Binnensdiiffahrt ein Redit darauf, daß 
die internationale Konkurrenz berüdisiditigt wird. 
W ürde die Nord-W est-Ölleitung stark besteuert, so 
könnte es dazu kommen, daß die Gesellsdiaften Erdöl 
nur nodi über Rotterdam leiten, da diese Leitung in 
Holland keiner Beförderungssteuer unterliegen wird.
Das Bundesfinanzministerium hat bis vor kurzem eine 
Diskussion über eine Besteuerung der Ölleitungen 
abgelehnt, da nadi dem Verkehrsfinanzgesetz von  
1955 W erknahverkehr unter 50 km nidit besteuert

wird und bis zur Fertigstellung der Nord-W est-Öllei- 
tung nur Leitungen unter 50 km Länge vorhanden 
waren. Heute sdieint der Fiskus jed od i an den Ratio­
nalisierungsgewinnen der Erdölindustrie partizipieren 
zu wollen und durdiaus eine Besteuerung des Lei­
tungsferntransports zu erwägen.
Auf europäisdier Ebene hat man sidi ebenfalls bereits 
mit dieser Frage befaßt. Der Kapteyn-Beridit sagt 
(S. 61 deutsdie Fassung): Es . . .  „müssen sow ohl die 
allgemeinen Steuern als audi die besonderen V er­
kehrssteuern (soweit sie sidi nidit aus den Kosten der 
Infrastruktur ergeben) audi von  den Rohrleitungen 
getragen werden.“ Daß die Nord-W est-Ölleitungs 
GmbH ihre Körpersdiaftsteuer trägt, ist nidit mehr 
als selbstverständlidi. Es geht also hauptsädilidi nur 
um die Beförderungssteuer. Aber hier madit der Kap- 
teyn-Beridit die Einsdiränkung, daß die Steuer für 
die Leitung in dem M aße herabgesetzt werden müsse, 
in dem sie nait der Aufbringung der W egekosten 
motiviert sei. j
Eine Beförderungssteuer von 5 Dpi pro tkm w ie beim 
Werkfernverkehr auf der Straße ist abzulehnen. Sie 
würde die Kosten pro tkm für die Ölleitungen von  1 
auf 6 Dpf heraufsetzen. Außerdem ist diese Steuer 
ein Instrument zur Eindämmung eines Verkehrs, der 
sidi deshalb übermäßig entwidcelt hat, w eil seine 
volkswirtsdiaftlidien Kosten nidit vo ll bei der Inve- 
stitionsentsdieidung der Unternehmen zur Geltung 
kommen. Die Ölleitung ist jed od i sowohl unter volks- 
wirtsdiaftlidien als audi unter betriebswirtsdiaftlidien 
Gesiditspunkten das günstigere Verkehrsmittel. Es 
gibt also keine verkehrspolitisdie Reditfertigung einer 
Sonderbesteuerung der Rohölfernleitungen. Ob eine 
soldie Besteuerung stattfinden soll, ist damit eine 
reine Fiskalfrage.

Summaiy: T h e  I m p o r t a n c e  o f  
M i n e r a l  O i l  P i p e l i n e s  f o r  
t h e  E c o n o m y  a n d  T r a n s p o r t  
P o l i c y .  —  The author investigates 
the economic importance of already 
existing and of planned pipelines in 
Europe and their effect on transports. 
To begin with, he deals with the 
effects of oil transport by pipeline on 
the energy sector of the economy 
and regards the increasing consump­
tion of mineral oil and the shifting of 
refinery locations to the centres of 
consumption as favourable factors of 
an economic utilization of pipelines. 
He also deals with the effects on the 
transport sector o f the economy and 
gives an outline of the development 
of pipelines in the USA and an analy­
sis o f the cost structure and competi­
tion conditions between pipelines, on 
the one hand, and waterways and 
railways, on the other. Then this 
study deals with the legal situation of 
pipelines and their position among 
other transport carriers in the USA, 
Canada, France, and the -  Federal 
Republic. The problems of licensing 
and taxing transports by  pipeline 
similar to transports effected by  works 
themselves is dealt with at the end 
of this study.
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Résumé: L ' i m p o r t a n c e  d e s
o l é o d u c s  p o u r  l ' é c o n o m i e  
d e s  t r a n s p o r t s  e n  E u r o p e  
O c c i d e n t a l e .  —  Dans son ana­
lyse de l'importance économique des 
pipe-lines déjà en activité ou pro­
jetés ainsi que de leurs effets sur les 
transports, l'auteur discute d'abord 
les effets en résultant pour l'économie 
de l'énergie. Selon l'auteur l'augmen­
tation de la consommation de pétrole 
et le déplacement des raffineries vers 
les centres de consommation représen­
tent des facteurs favorables pour 
une exploitation rentable des oléo­
ducs. Ensuite l'auteur en étudie les 
effets sur le secteur des transports. 
Ayant esquissé les phases de déve­
loppement des pipe-lines aux Etats 
Unis, l’auteur donne une analyse de 
la structure des frais et des conditions 
concurrentielles pour les oléoducs d'une 
part et la navigation intérieure et les 
chemins de fer d'autre part. L'auteur 
complète son article par un précis sur 
la situation juridique des pipe-lines et 
de leur intégration dans le secteur des 
transports aux Etats-Unis, au Canada, 
en France et dans la République Fédé­
rale Allemande. A  la fin de l'article 
se trouvent des remarques sur le 
problème de l'octroi de licences et de 
l'imposition pour les pipe-lines.

Resumen: L a  I m p o r t a n c i a  e h  
l a  E c o n o m í a  y  e n  l a  P o l í t i c a  
d e  T r a n s p o r t e s  d e  l o s  O l e o ­
d u c t o s  e n  E u r o p a .  El autor in­
vestiga la importancia económica y  
político-transportadora de los oleo­
ductos existentes y  proyectados en 
Europa. Analiza primeramente las re­
percusiones del transporte de combu­
stibles por oleoductos sobre la econo­
mía energética y  ve  en el aumento 
del consumo de los aceites minerales 
y  los desplazamientos de localización 
de las refinerías hacia los centros con­
sumidores factores favorables para el 
aprovechamiento económico de los oleo­
ductos. Seguidamente se ocupa de las 
repercusiones en la economía de los 
transportes y  relata el desarrollo de los 
oleoductos en los EE.UU. como asi­
mismo analiza la estructura de los 
costos y  las condiciones de competen­
cia de los oleoductos por im lado y  los 
transportes marítimos y  el ferrocarril 
por otro. Sigue ocupándose del en- 
cuadramíento jurídico y  politico-trans- 
portador de los oleoductos en los 
EE.UU., Canadá, Francia y  la República 
Federal de Alemania. Las cuestiones 
de la concesión de los oleoductos y  su 
sistema tributario, en lo que al trans­
porte a través de ellos concierne, son 
tratados al final del presente estudio.
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